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Keueſte Tagesnachrichten
x Die Franzoſen haben, trotz der politiſchen Niederlage

rillerands, die Beſetzung auf den ganzen Hanauer
Kreis ausgedehnt.

Die franzöſiſchen Gewerkſchaften haben mit
n 5 Stimmen den Generalftreik beſchloſſen, wenn

die Regierung die geſtellten Forderungen der Gewerkſchaften nicht
innerhalb 24 Stunden erfüllen ſollte.

Die franzöſiſche Prämienanleihe erbrachte
z Milliarden 700 Millionen Franken.

x Die Beſprechungen zwiſchen Nitti und Renner er-
ben eine Uebereinſtimmung der Jntereſſen
zwiſchen Jt alien und Oeſterreich.

Der amerikaniſche Ciſenbahnerſtreik nimmt
inmer größere Ausdehnung an, Bisher ſtreiken 40 000 Eiſen
bahnbeamte.

r J ätts—43— Jdie Beſetzung des Vogtlandes
Leipzig, 13. April.

Von dem Befehlshaber des Wehrkreiſes 4, Generalleutnant
on Stolzmann, iſt folgender Aufruf an die Be
pölkerung bekannt gegeben worden

An die Bevölkerung!
Auf Erſuchen der ſächſiſchen Regierung iſt die Reichs

wehr beauftragt worden, die Miß wirtſchaft des
Verbrechers Hölz zu beſeitigen und den verfaſſungs
mäßigen Zuſtand im Vogtlande wieder herzuſtellen. Mit der
Durchführung dieſer Aufgabe habe ich den Kommandeur der

Reichswehrbrigade 19, Generalmajor Senfft v. Pilſach,
mit den ihm unterſtellten Truppen beauftragt. Die militä
riſchen Maßnahmen richten ſich alſo in keiner Weiſe gegen
die ruhige und friedliebende Bevölkerung, ſondern ſollen dieſe
vielmehr vor dem Terror und dem Räuberunweſen des Hölz
befreien. Jm beſonderen die Arbeiterſchaft bitte ich,
die Truppen bei dieſem die eigenſten Jntereſſen der Arbeiter
ſchaft verfolgenden Auftrage zu unterſtützen und ihr freund
lich entgegenzutreten.

Dresden, 10. April.
Der Befehlshaber des Wehrkreiſes 4.

J. A.: von Stolzmann, Generalleutnant.“
Auf Anordnung der Regierung ſind unter Führung des Gene-

ralmajors Senfft von Pilſach geſtellten Truppen in Weſt
ſachſen eingerückt, um dieſes Gebiet von der Schreckens-
herrſchaft einiger Räuber zu befreien. Dieſe Banden zur
Niederlegung der Waffen zu zwingen und der Regierung im
ganzen Bezirk wieder die verfaſſungsmäßige Geltung zu ver-
ſchaffen, iſt der Zweck der Unternehmung. Es wird nur dort
eingegriffen und von der Waffe Gebrauch gemacht werden, wo
dem Unternehmen mit Waffengewalt entgegen
getreten wird.

Ueber die Kreishauptmannſchaft Zwickau iſt
mit Beginn der Unternehmung gegen das Vogtland der Aus
nahmezuſtand verhängt worden.Jn Glauchau, wo nach Rücktritt des bisherigen Vollzugs
rates der Kommuniſt Nadler einen neuen Vollzugsrat ge
bildet hat, dem auch ein Zuchthäusler angehört, ſind Brand
lommiſſionen gebildet worden. Es bahnen ſich die Falken
ſteiner Verhältniſſe an.

Unter klingendem Spiel ſind heute, von Hof kommend,
Keichswehrtruppen kampflos in Oelsnitz einge
zogen. Die öffentlichen Gebäude wurden ſofort beſetzt.

Der Kommuniſt Hölz kam geſtern in Begleitung dreier
Kenoſſen jm Automobil von Bad Elſter und verſuchte, bei
Lrün über die böhmiſche Grenze zu gelangen.
dieſer Verſuch mißglückte jedoch. Zwei der Autoinſaſſen
wurden von der Grenzgendarmerie verhaftet, während es Höl z
und dem vierten Mann gelang, wieder nach Bad Elſter
zurückzukehren. Die beiden Feſtgenommenen wurden
mach Hof gebracht.

Jn Plauen, wo geſtern noch von Beauftragten des Hölz
äne Million Mark erpreßt wurde, iſt die Lage ruhig. Rote
Gardiſten haben ſich nicht mehr gegzeigt.

Als Regierungskommiſſar iſt dem Stabe derReichewehrbrigade 19 von der Regierung Otto Schultz bei
ſegeben worden.

Plauen i. V., 18. April.
Die geſtern abend verbreitete Meldung über die Aus
lieferung der von Hölz erpreßten Million ſtellt
h als ungenau heraus. Das von Hölg zur Abholung des
Keldes nach Plauen geſchickte Automobil iſt hier nicht einge
offen Darauf wurden die beiden Kaſſenbeamten der Klingen
haler Zweigſtelle der Vogtländiſchen Bank heute vormittag mit
dem Gelde auf die Fahrt nach Klingenthal geſandt. Sie wurden
er in Oelsnitz von der Reichswehr angehalten
z hat nun heute vormittag in Klingenthal 15 dortige Bürger
b einer Verſammlung in das Rathaus geladen und Hält ſie
on feſt. Gr dreht, bis zum Agudonßen gehen zu
bollen, wenn er das Gekls nicht erhalte.

Die Na

vortreten ſozialdemokratiſcher

Mittwoch, 14. April Geſchäfſtsſtelle Berlin: Bernburger Str. 30.
Eigene Berliner Schriftleitung. Verlag und Druck von Otto Thiele, HalleSaale

Fernruf Amt Kurfürſt Vr. 6290

Verleumderiſche Angriffe auf die Rechtsparteien
Beſprechung der Regierungserklärung Die Rechte proteſtiert gegen die

Beſchuldigungen des Reichsjuſtizminiſters
Verfaſſungswiörige Kationalverſammlung

Berlin, 13. April.
Präſident Fehrenbach eröffnet die Sitzung um 1 Uhr 5 Min.
Auf Anfrage D. Mumm (Dn.) wegen Abſchaffung

des Religionsunterrichts in Bremen wird regie-
rungsſeitig geantwortet, daß dieſer Zuſtand mit dem Sinne der
Reichsverfaſſung nicht im Einklang ſtehe. Die Regierung hat ſich
mit dem Bremer Senat ins Benehmen geſetzt.

Auf W Dr. Böhme Magdeburg (Dem.) wegen
Handhabung des Siedlungsgeſetzes in Preußen, wo
nach der preußiſche Landwirtſchaftsminiſter nicht gewillt ſei,
10 Prozent des Domänenlandes zur Deckung beſtehender Klein
betriebe zur Verfügung zu ſtellen, wird regierungsſeitig geant
wortet, daß dies nicht zutreffend ſei.

Auf Anfrage Frau Mende (D. Vpt.) wegen unerhörter
Zuſtände im Schulweſen in Gotha wird regierungsſeitig
eantwortet, daß auf Anordnung des Reichspräſidenten ein
eichskommiſſar mit weitgehenden Vollmachten zur Prüfung

und Abſtellung der Mißſtände nach Gotha entſandt worden ſei.
Auf Anfrage Frau Zietz (U. S.) wegen Mißſtände im

Feſtungsgefängnis in Spandau wird regierungs-
ſeitig geantwortet, daß dieſe Klagen der Berechtigung nicht ent
behren, daß jedoch von einer weitgehenden Verlauſung nicht ge
ſprochen werden kann. Berechtigten Beſchwerden iſt abgeholfen
worden, neue Hemden werden ausgegeben.

Auf Anfrage Beuermann (D. Vpt.) wegen Schrecken
der Polen in Poſen und Weſtpreußen

wi regierungsſeitig geantwortet, daß die Reichsregierung
dauernd Gegenvorſtellungen erhoben und Entſchädigungen
efordert habe. Von Repreſſalien gegen Polen auf deutſchem
ebiet ſei bisher aus politiſchen Gründen abgeſehen worden.

Auf Anfrage Löbe (Soz.) wegen Auszahlung der
Gehaltsaufbeſſerung ab 1. April wird regierungsſeitig
eantwortet, daß die bis Ende März bewilligten erhöhten
euerungszulagen weiter gezahlt werden ſollen,

ebenſo die Kriegsbeihtilfen.
Auf Anfrage Löbe (Soz.) wegen Veröffentlichung

des Standes der ſchwebenden Schuld wird regie-
rungsſeitig geantwortet, daß dieſe Veröffentlichungen nächſtens
erfolgen ſollen.

Auf Anfrage Frau Röhl (Soz.) wegen Verteunerung
des Nähgarnes wird regierungsſeitig geantwortet, daß, um
wucheriſcher Ausbeutung vorzubeugen, der Kleinhandel über-
wacht wird, und daß Verhandlungen eingeleitet ſind, um Jndu-
ſtrie und Handwerk nach Möglichkeit zu verſorgen.

Auf Anfrage Oberfohren (Dnu.) wegen Unter
bringungſtellungsloſer Seeleute der Handels-
flotte wird regierungsſeitig geantwortet, daß in dieſer Be-
ziehung alles Mögliche S und ſämtliche Reichsſtellen ihre
Bereitwilligkeit erklärt haben, zur Abhilfe beizutragen.Auf Anfrage Sagawe Str. wegen planmäßigen An
kaufs von Grundſtücken durch Ausländer wird
regierungsſeitig geantwortet, daß ein Geſetzentwurf über dieſe
Materie demnächſt dem Reichsrat zugehen wird.

Es folgt die
Beſprechung der Erklärung der Regierung,

verbunden mit der erſten Beratung des Notetats.
Abg. von Payer (Dem.) erklärt, ſeine Partei ſei im allge

meinen mit der Regierungserklärung einver-
ſtanden. Sie begrüßt die Zurückweiſung jeder Art von
Nebenregierung.

Abg. Hue (Soz.): Die Bergarbeiter und Eiſenbahner ſind gewillt, Ueberſtunden zu machen. Die Blut-
ſchuld der offenen und geheimen Kappiſten r immer wieder
betont werden. Der Kapp-Putſch hätte ohne Waffengewalt er
ſtickt werden können, wenn die Führer der Reichswehr der Men
talität der Bevölkerung beſſer Rechnung grtreger hätten. Jn
weiten Gebieten wurde das Bielefelder Abkommen von
der Arbeiterſchaft an erkannt, aber irreführende Nachrichten,
auch vom W. T. B., erregten die Maſſen immer von neuem. Jm
ſogenannten Wildweſt, wo keine genoſſenſchaftliche Diſziplin
herrſcht, entglitten die Maſſen zuerſt den Händen der Führer.
Es war das Verhängnis der Unabhängigen, daß ſie
dieſe s jener Arbeiterſchaft nicht beachtet haben.

ichten über die Neubildung einer roten
Armee ſind mit größter Vorſicht aufzunehmen. Die weſt
deutſchen Arbeiter find reichstreu. Nebenregie-
rungen haben wir vor dem Kriege gehabt. Sie ſtanden der
Schwerinduſtrie nahe. Der KappPutſch war nicht möglich ohne
kapitaliſtiſche Unterſtützung. Die h muß ein-
ſchreiten gegen die Verſchleuderung unſerer Bodenſchätze an aus-ländiſches Kapital Wann kommt das Reichsberggeſetz?

Die Republikaniſierung der Reichswehr muß
durchgeführt werden. Das Beſte wäre, wir könnten alle Mord-

7 r und klein ſchlagen und ausrufen: Die Waffen
niederAbg. Trimborn (Ztr.)! Der Gei
Verträge iſt durch unſern Einmarſch in das neutrale Gebiet
nicht verletzt. Deutſchland ſoll nicht zur Ruhe kommen. Sein
Verbrechen beſteht darin, daß es noch exiſtiert. Das beweiſen die
heute veröffentlichten „Richtlinien“. Wir Rheinländer
lehnen den rheiniſchen Pufferſtaat ab. Jn zivile
Aktionen ſoll das Militär ſich nicht einmiſchen. Aber wenn ein
mal militäriſche Aktionen im Gange ſind, dann ſoll ſich die zivile
Behörde nicht einmiſchen, ſonſt gibt es auch hier eine Neben
regie rung. Herr Severing hat die be

ne igkeig find don meine

der Verſailler

h Ein di n 7
Vorgehen der Regierung im Ruhrgebiet verträgt

Abſichten aben
r niomand undorſchätzen u

e dem vent zurufen, ſich r dieſe Gefahr

B rechts.)

nicht mit dem Geiſte der Koalition. (Hört, hört!)
Das Ruhrgebiet darf nicht vom militäriſchen
Schutze entblößt werden. Die Waffenablieferung
muß ſtren durchgeführt werden. Die vorgehendenTruppen müſſen die nötigen Machtmittel haben. Eventuell

müſſen beſondere Kriegsgerichte mit zivilen Beiſitzern
errichtet werden. Die ſtaatliche Autorität muß jetzt nach rechts
und links ihre Pflicht tun. Ein weichliches Begnadigungsrecht
würde die Waffen der Truppe abſtumpfen. Die Reichswehr hat
ſich im Ruhrgebiet große Verdienſte erworben. Sie iſt
neben der Verfaſſung die wichtigſte Säule des Reiches. Meine
Kritik an der Koalitionsregierung entſpringt der ehrlichen Ab-
ſicht, dieſe Regierung zu ſtärken. Der Vorſtoß Legiens
bewegte ſich in der Richtung, der ſozialdemokratiſch organiſierten
Arbeiterſchaft im Staate eine Vorherrſchaft zu ſchaffen. Eine
reine Arbeiterregierung lehnen wir ab, auch unſere Arbeiter.

Reichskanzler Müller: Wir haben andauernd daran ge
arbeitet, das Programm das ich vor 14 Tagen ausführte,
in die Tat umzuſetzen. Binnen kurzem hoffen wir, Jhnen die
Vorlagen vorzulegen, die ich angekündigt habe. Aber in 14 Tagen
können dieſe im Reichsrat und hier im Hauſe nicht erledigt wer
den. Wir haben mit der Geſamtheit der Alliierten
verhandelt, daneben aber auch direkt mit der franzöſiſchen
Regierung, ebenſo mit London und mit Rom. Jch habe
keinen Zweifel, daß die Kommuniſten ſeit langem auch
im Ruhrgebiet etwas vorgehabt haben. Wenn der
Kapp-Putſch nicht gekommen wäre, wäre es ein Kinderſpiel ge-
weſen, mit ihnen fertig zu werden. Die bolſchewiſtiſche
Bewegung verfolge ich aufmerkſam. Den Räuber-
hauptmann Hölz kann man keiner Partei anhängen. Die
Regierung hat eingegriffen, ſobald die ſächſiſche Regierung mili-
täriſche Hilfe anforderte. (Lärm.) Wir verfolgen die Vor
gänge in Pommern und in Schleſien ſehr aufmerk-
ſam Jm Ruhrgebiet konnten wir nach dem Wortlaut des Ver-
ailler Vertrages dann erſt vorgehen, ſobald wir die Ueber

zeugung hatten, daß die geſamte Bevölkerung es verlangte. Bis
dahin mußten wir eine friedliche Entſpannung verſuchen. Die
Friſtverlängerung erfolgte, weil die Friſt von dem komman-
dierenden General zu kurz bemeſſen war.

Die höchſte vollziehende Gewalt
iſt jeßt überhaupt an die Oberpräſidenten uſw. übergegangen.
Das iſt für uns und für Europa ſo ungeheuer wich-
tig, daß Miniſter Severing ſeine höchſt erſprießliche Tätig-
keit dort noch m muß. Eine Militärdiktatur iſt in Deutſch
land unmöglich. Die Nebenregierung, komme ſie, woherſie wolle, iſt ebenſo unmöglich. Die Forderungen der Ge
werkſchaften wurden uns von den Deputationen vorgetragen, die
ich unter Hinzuziehung des Reſſortminiſters genau ſo empfangen
habe wie andere Deputationen. Ein Ultimatum iſt uns
nicht geſtellt worden. Alle wichtigen Entſcheidungen des Kabi-
netts ſind ohne Parteirückſichten gefällt worden. Aus den Ge-
bieten ſüdlich der Ruhr haben wir dringende Bitten erhalten,
auch von Gemeinden, von führenden Jnduſtriellen, nicht einzu
marſchieren. Der Einmarſch ohne zureichenden Grund würde
uns auch internationale Schwierigkeiten bereiten. Wo keine
Kampfhandlungen mehr ſtattfinden, muß es doch auch ohne
Standrecht abgehen. Die außerordentlichen Kriegsgerichte wer-
den vermehrt werden. Von einem wahlloſen Begnadigungsrecht
iſt keine Rede. Die Kritiken aus den Kreiſen der Koalitions-
parteien möchte ich nicht miſſen, aber im Rahmen des Ver-
trauens, das die Parteien zur Regierung haben müſſen.

Abg. Lattmann (deutſchnat.):
Die Worte, die der Präſident geſtern gegen die Ueber-

r i t e der Entente richtete, fanden den ſtürmiſchen Bei-pai es ganzen Hauſes. Schade, daß demgegenüber die Rede

es Reichskanzlers eine reine Wahlagitations-
re de war. (Große Unruhe links.) Das Jntereſſe des Vater
landes müßte allen über den Jntereſſen der Parteien ſtehen.
(Lebhafte ironiſche Zurufe links. Sehr r rechts.) Die
Behauptung, daß die Deutſchnationalen an dem
Kapp-Putſch beteiligt geweſen ſeien, iſt nicht wahr.
(Widerſpruch links.) Von unſerer Seite aus war die Regierung
aufmerkſam gemacht worden, aber die amtlichen Stellen er
klärten, ſie ſeien über alles unterrichtet. (Hört, hört! rechts.)
Der Präſident des Hauſes hat in Stuttgart feſtſtellen können,
daß ſich alle Parteien in der Verurteilung des
Kapp-Putſches einig waren.

Die Unruhen im Ruhrgebiet

find aber keine Folgen des Kapp-Putſches. Dieſe
bolſchewiſtiſche Bewegung war ſeit langem vorbereitet. Wir ver
langen die Beſchlagnahme des Vermögens der Leute, die an der
Bewegung im Ruhrgebiet die Schuld e Die Vergötte-
rung des Seneralſtreiks iſt für die Zukunft eine ſchwere
Gefahr für das Volk. s wird auch von Zentrumskreiſen und
wahrheitsliebenden Demokraten anerkannt. Jn einem Zentrums
blatt heißt es: „Die Regierung ſchleudert mit dem Generalſtreik
die Brandfackel in das eigene Haus.“ Und von demokratiſcher
Seite wurde zugegeben, mit einem ſolchen Unternehmen erklärt
ſich die Regierung bankerott. Die Reichswehr brauchen
wir. Aber wie geht die Regierung vor? Eine Abordnung der
bayeriſchen Reichswehrmannſchaften wurde von der Regierung
nicht einmal empfangen. Der Reichskanzler hätte ruhig be
kennen kKönnen: O, wenn wir nur den Militarismus noch hätten,
dann hätten wir uns grpen den d 77 Vormarſch wehren
Knnen. (Anruhs lins.) Die Gefahr des Bolſchewis-

ah



h an? Und wer entſchädigt uns für Mühe und Unkoſten, die

Reichswehrminiſter Gedler erklärt auf eine Bemerkung des
Vorredners, daß es nicht wahr iſt, daß eine Abordnung bayeri
cher Reichswehr nicht von der Regierung empfangen worden
ein ſoll.

Reichsjuſtizminiſter Blunck: Seitens aller Rei ellen ialles geſchehen, um die Kappiſten zur rechtlichen Werdeladehung

zu ziehen. Der Miniſter wendet ſich dann gegen dieDeutſche Volkspartei und deren Haltung bei er Kapp-
Affäre. Er verlieſt den Aufruf der Partei vom 13. März.
(Stürmſiche Zwiſchenrufe; Glocke des Präſidenten Zuruf von
rechts. Lügenl) Bei dem Redakteur Schnitzler iſt am
31. März bei einer Hausſuchung ein vollſtändiger Organi-
ſationsplan des Putſches gefunden worden. (Die
weiteren Ausführungen des Miniſters über die Vorgeſchichte des
Putſches werden von andauerndem Lärm der Rechten unter-
brochen; Glocke des Präſidenten. Beifall, Lärm und Pfuirufe.)
.„„Abg. Dr. Moſt (D. Vpt.): Der Herr Miniſter ſcheint die Ab

ſicht gehabt zu haben, durch Art und Tun ſeiner Ausführungen
jedes Zuſammenarbeiten für die Zukunft unmöglich zu machen.
Es iſt eine ungeheuerliche Uebertreibung, zu be
haupten, daß die Kappiſten allein ſchuld ſeien am Aufruhr. Man
rechnete im Ruhrrevier allgemein mit einem Aufſt and. (Lärm
links Der Generalſtreik hat den Boden bereitet für die

rote Armee. Das Streben nach der Militärdiktatur iſt
r errat. Das Streben nach der Rätediktatur aber
auch.

Reichsjuſtizminiſter Blunck: Schnitzler
trauter Happs und in der Preßßſtelle
Schützendiviſion tätig. (Zurufe rechts: Was hat das mit den
Rechtsparteien zu tun?) Die kritikloſe Aufnahme gewiſſer
Notizen in die Blätter untergräbt die Diſziplin in der Reichs-
wehr.

Nächſte Sitzung morgen 1 Uhr: Fortſetzung.Schluß: nach 346 Uhr. fegnna

Ein Kufruf der ſächſiſchen Regierung
Plauen i. BV., 13. April.

Heute vormittag wurden von einem Flieger Flugblätter
abgeworfen, die folgenden Wortlaut haben:

„An die Bevölkerung! Zur allgemeinen Beruhi-
gung wird mitgeteilt, daß die Aufgabe der Truppen
darin beſteht, das Vogtland von der Gefahr zu befreien, in
die ein Hölz die Bevölkerung gebracht hat. Es gilt zu ver
hindern, daß Hölz ſeine Drohung mit Mord, Brand und
Plünderung wahr machen kann. Es gilt zu verhüten, daß
Hölz die vogtländiſche Jnduſtrie völlig vernichtet und damit
Elend und Untergang für die arbeitende Bevölkerung herauf-
beſchwört. Nicht gegen die Arbeiter, ſondern zu ihrem und
aller Schutze kommen die Angehörigen der Reichswehr ins
Vogtland. Darum bitten wir, ihnen Vertrauen zu ſchenken
und fie nach beſten Kräften zu unterſtützen.“*

Das Flugblatt iſt von den Mitgliedern der ſächſi-
ſchen Regierung unterzeichnet.

war ein Ver-
der Gardekavallerie-

Meerane, 13. Apkil.
Heute friürb ſind hier ſämtliche Banken und Kaſſen

Perte einſchließlich der Reichsbanknebenelle geſchloſſen worden. Auch der Geldpoſtver-
kehr iſt eingeſtellt. Wie verlautet, ſoll dieſe Maßnahme
mit der Befürchtung eines Angriffes bewaffneter
Banden aus dem Vogtlande zuſammenhängen.

Kommuniſtiſche Gewaltherrſchaft
Glauchau, 13. April,

In einer heute mittag ſtattgefundenen Sitzung des hieſigenVollzugsrates legten die ehrheſenaliſäſchee nd

gen Mitglieder ihre Aemter nieder. Sie veröffentlichten eine
Erklärung, in der es heißt, daß ſie ihre Aemter niederlegen, da
fich die Arbeiterwehr den BVeſchlüſſen des Vollzugsrates nicht
fügt, der Vollzugsrat aber für die Handlungen der Ärbeiterwehr
nicht mehr einſtehen könne. Damit liegt die Gewalt allein
in den Händen der Kommuniſten. Jn der Stadt ver
breiten ſich verſchiedene Gerüchte über geplante Brand
aktionen. Die Arbeitgeber ſind für heute nachmittag von
bem Führer der Kommuniſten zu einer Verſammlung einberufen
worden, zum Zwecke der Beſchaffung von Mitteln für die Rote
Garde. Nichterſcheinen ſoll ſchwerſte Strafe nach ſich ziehen. Jn
der Einwohnerſchaft herrſcht ſtarke Beunruhigung. Die Kom
muniſten ſollen bewaffneten Widerſtand gegen anrückende Reichs
wehrtruppen planen

Sympathieſtreik für Bubendorf
Dresden, 13. April.

Die Braunkohlenarbeiter des Bornger Be
zirk s ſind in den Streik getreten. Ueber die Gründe er-
fahren wir: Nachdem das Oberlandesgericht Dresden die einſt-
weilige Verfügung des Landgerichts Leipzig beſtätigt hatte,
durch die dem vom Staatsminiſterium eingeſetzten Zwangs

verwalker des Bubendorfer Kohlenwerks ver-
boten wurde, ſein Amt weiter auszuüben, iſt das Arbeits
miniſterium genötigt, die von ihm verhängte Zwangsver-
waltung aufzuheben. Obwohl der Beſitzer des Buben-
dorfer Werkes durch das Gerichtsurteil ſeinen Zweck erreicht
hatte, unterließ er es trotzdem, das Werk weiterzuführen. Die
Belegſchaft wurde ſomit arbeitslos. Jetzt haben ſich
die Belegſchaften des geſamten Bornaer Braunkohlenbezirks mit
der Bubendorfer Belegſchaft ſolidariſch und für den Streik
erklärt mit der Forderung, daß ſchleunigſt geſetzliche Maß
nahmen getroffen werden, die eine Zwangsverwaltung
des Bubendorfer Werkes durch den Staat ermöglichen.

weitere Ausdehnung der Beſetzung
Wie aus Darmſtadt gemeldet wird, iſt es dort neuerlich

zu einem Zwiſchenfall gekommen. Der franzöſiſche Kom
mandant hatte auf dem von ihm bewohnten Hauſe eine fran-
zöſiſche Fahne gehißt. Die heſſiſche Regierung erhob da
gegen ſofort ſchriftlichen Proteſt, in dem ſie darauf hin
wies, daß das Hiſſen der Trikolore ein Eingriff in ihre
Hoheitsrechte ſei. Der franzöſiſche Verwaltungsoffizier
gab daraufhin eine ſchriftliche Erklärung ab, daß dem Komman
danten jede provokatoriſche Abſicht ferngelegen hätte. Die
franzöſiſche Fahne wurde am nächſten Morgen nicht
mehr auf gezogen.

Große Schwierigkeiten erwachſen der Geſchäftswelt durch
die Verſchärfung der Paßbeſtimmungen. Ein geordneter
Geſchäftsverkehr wird dadurch nahezu unmöglich. Alle Proteſte
hiergegen waren bisher erfolglos.

Laut Meldung aus Hanau erfolgte heute früh die
weitere Beſetzung des Kreiſes Hanau bis zur
Bahnlinie Hanau--Friedberg. Die Bevölkerung verhielt ſich
trotz der begreiflichen Erregung, in der ſie ſich befand, ſehr zu
rückhaltend Die Franzoſen verhafteten ſofort die
grüne Polizei und transportierten ſie nach Griesheim.
Sie beſchlagnahmten ſämtliche Waffen, die zur
Ausrüſtung von Einwohnerwehren und für polizeiliche Zwecke
geſammelt waren und beſchlagnahmten außerdem 50 Pferde.
Die verlaſſene Kaſerne iſt ſtark verwüſtet. Die Franzoſen
erbrachen ſämtliche Schränke und Türen und erklärten alle
Lebensmittel, die ſie vorfanden, für beſchlagnahmt.

Amſterdam, 13. April.
Dem „Algemeen Handelsblant“ wird aus Frankfurt ge

meldet: Es liegen Anzeichen dafür vor, daß die franzöſiſche
Regierung beabſichtige, auch Heidelberg, Mann
heim und Karlsruhe in den nächſten Tagen zu be
ſetzen.

Wie wir von zuſtändiger Stelle hierzu erfahren, iſt von
einem geplanten weiteren Vormarſch der Franzoſen
noch nichts bekannt. Man glaubt auch nicht, daß die Be
ſetzung noch anderer deutſcher Städte beabſichtigt ſein ſoll.

Baſel, 13. April.
Der Pariſer „Temps“ meldet:
Der S Miniſterrat bewilligte einen Kredit von

20 Mill. Franken zu Laſten der Wiedergutmachungs-r an Deutſchland. Dieſer Kredit iſt für
ie militäriſchen Notwendigkeiten in Frank-

furt und dem beſetzten neutralen Gebiet beſtimmt.

Das Verſprechen der Räumung
Paris, 13. April.

Miniſterpräſident Millerand wird, wie die Blätter
melden, heute vormittag in der Kammer eine Erklä-
rung über die Ereigniſſe im Ruhrgebiet und über die Beſetzung

za ntſurt am Main und dew anderen Städte im Maingau
eben.
Die Blätter ſtellen ferner feſt, daß anzunehmen iſt, daß der

engliſch- franzöſiſche Zwiſchenfall als erledigt angeſehen werden
könne. Der engliſche Botſchafter Lord Derbhy habe
geſtern nachmittag nochmals verſichert, daß die Städte
Darmſtadt und Frankfurt zu gleicher Zeit mit
den Städten Hangau, Dieburg und Homburg ge
räumt würden und nicht etwa ſtaffelweiſe. Desferneren habe ſich Lord Derby beſtätigt laſſen, daß die Räumung
erfolgt, ſobald die über das Auguſtabkommen hinaus in das
Ruhrgebiet einmarſchierten Truppen die neutrale Zone verlaſſen
haben.

Spaltung in der Sentrumspartei
Von unſerem hk-Sonderberichterſtatter)

Köln, 18. Aprix
Unter dieſer Ueberſchrift ſchreibt die „Rheiniſche Zeitung.

Die latente Kriſe, die trotz aller Abſplitterungeéverſuche die za
trumspartei ſeit den Novembertagen 1918 erfahren hat, ſcheint
nunmehr in ein entſcheidendes Stadium tretenwollen. Jetzt ſind in der Zentrumsorganiſation gegenwärt
ſtarke Spaltungen am Werk, die auf eine Abſonderung von
Zentrumspartei hinarbeiten. Jhnen iſt die alte Zentrumspartg

tungnicht konſervativ genug geblieben. Sie werfen der Parteilei
vor, die Grundſätze des Zentrums aufgegeben zu haben.
Gefahr der Spaltung muß bereits ſehr groß ſein,
auch die „Rheiniſche Volkswarte“ geht in einem Artikel in ihrer
Montagausgabe auf die Trennungsbeſtrebungen in
Unter der Ueberſchrift „Schluß mit dem Verſteckſpiel“ ſchreibt da
Blatt: Man raune, Gerüchte aller Art durchſchwirren die Zen,
trumspartei. Es ſollen wohlmeinende, aber kurzſichtige Kräfte
am Werke ſein, eine neue Partei zu gründen. Eine katho.
liſche Volkspartei oder eine chriſtliche Volkspartei, aber Ah,
löſung von der Zentrumspartei, weil man mit die
nicht zufrieden iſt. Man wirft ihnen vor, ſie ließen ſich zu ſehr
von Gefühlspolitik leiten. Auch ſei bei vielen politiſcher Ehrgei
die Triebfeder ihres Handelns. Andere Spaltungspolitiker ver
ſprechen ſich nach der Trennung Förderung ihrer materielleg
Lage und eine vierte Kategorie gab auf breiter politiſcher Platz.
form ihre rheiniſchen Sonderwünſche dar.

Die Unſicherheit im Wuppertal
Münſter, 18. April.

Ueber die Lage im Wuppertal wird von militäriſcher Seite
berichtet: Tauſende ehemaliger r haben ſich in das
Wuppertal und ſeine Umgebung geflüchtet und warten dort auf
einen für ihre Zwecke günſtigen Zeitpunkt. Es herrſql
infolgedeſſen überall große Unſicherheit. Einbrüche
Bandendiebſtähle, Raub und Plünderung ſind ar
der Tagesordnung. Beſonders frech benehmen e einige Ban,
den am Rande der Wupperſtädte. Sie überfallen Wäſchereien,
einzeln ſtehende Häuſer und Bauerngehöfte, um Wäſche, Kleider
Lebensmittel und Geld zu erpreſſen. Das Raubgeſindel iſt teil,
weiſe vornehm gekleidet und oft nicht einmal der deutſchen
Sprache mächtig. Auch in den Städten kommt es bisweilen zu
Schießereien mit Rotgardiſten. Die geſamte Bürgerſchaft und
die der Arbeiter hat das ganze Treibenſatt. Eine Waffenabgabe hat im Wuppertal kaum ſtattgefunden.
Die abgelieferten Waffen ſind unbrauchbar. Zurzeit werden
zahlreiche, von den roten Truppen requirierte Perſonen und
Laſtautos nach Holland verſchoben.

Eſſen (Ruhr), 13. April
Die fünf großen Eiſenbahnerverbände erklärten, wenn die

Regierung dem Druck von links weiter nachgebe und das Jn-
duſtriegebiet wieder ohne Schutz laſſe, müßten die Eiſenbahner
zur eigenen Sicherheit und für den Weſten Deutſchlands zur
Selbſthilfe greifen. Die Arbeits gemeinſchaft ſoll alles für einen
Kampf vorbereiten, wenn ſich die Vorkommniſſe der letzten Wochen
wiederholen ſollten.

Preußiſche Generalſynode
Der Evangeliſche Oberkirchenrat hat der Generalſynode ver

ſchiedene Mitteilungen zugehen laſſen. Zunächſt über die Umge
ſtaltung der RheiniſchWeſtfäliſchen Kirchenordnung. Es iſt
reits bekannt, daß der Evangeliſche Oberkirchenrat dieſe Umge-
ſtaltung ſehr entſchieden ablehnt. Er ſchließt ſeine Mitteilung,
daß die Beſchlüſſe der beiden weſtlichen Provinzialſynoden nicht
vereinbar mit der Einheit der Landeskirche in bezug auf Ver
faſſung und Verwaltung ſeien und daß ihnen deshalb die kirchen-
regimentliche Genehmigung verſagt werden müßte. Die end
gültige Entſcheidung habe die Generalſhnode. Da aber die beah-
ſichtigte Neuordnung außerdem eine Vorwegnahme eines weſent
lichen Teiles der Neuregelung der kirchlichen Verfaſſung zu
gunſten der weſtlichen Provinzen bedeuten würde, ſo empfehle
es ſich, wenn die Generalſynode die ganze m der
Verfaſſunggebenden Kirchenverſammlung als aterial über
weiſen würde. Eine weitere Mitteilung betrifft den engeren
r r der evangeliſchen Landeskirchen, wie er be
kanntlich vom Deutſchen Evangeliſchen Kirchentage durch einen
Bund der deutſchen evangeliſchen Landeskirchen in die Wege ge
leitet wurde. Die Vorarbeiten für den Bundesvertrag ſeien im
Gange, könnten aber erſt beendet werden, wenn die Verfaſſungen
der Landeskirchen in ihrer Umgeſtaltung zu einem b
ſchluß gelangt ſein würden. Der Evangeliſche Oberkirchenrat
begrüßt den Gang der Entwicklung, die durchaus in der Richtung
der grundſätzlichen Entſchließung der 3. ordentlichen General
ſynode liegen. Er iſt überzeugt, daß die gegenwärtige General

(Nachdruck verboten.)

Bis in das Elend.
Ein Kampf um das Deutſchtum.

12) Von Max Treu- Halle.
Was nun die Nachbarn zu ſolcher Verfügung ſagen wer-

den, wiſſen wir noch nicht. Es geht dort drüben ein anderer
Geiſt um als bei uns, und ihre „erſte Libe“, wie es in der
Apokalypſe heißt, haben ſie längſt vergeſſen. Sie ſind „lau“
geworden, nicht warm und nicht kalt, und die Sache ſolcher
Menſchen iſt immer verloren. Und nun die dritte Unglücks
botſchaft. Geſtern nachmittag iſt ein Haufe Polacken ge
kommen kein Menſch weiß, woher iſt beim Radnicki ein
gekehrt und hat den Schnaps krugweiſe getrunken. Dann
ſind ſie in Streit geraten, haben ſich zuerſt mit Händen und
Fäuſten bearbetet, und als ihnen das nicht mehr genügend
ſchien, haben ſie zu den Meſſern gegriffen und ſind damit
aufeinander losgegangen. Dabei hat es zwei Schwerver-
wundete und ein paar Leichtverwundete gegeben, und drei
der Meſſerſtecher ſind von unſerem Ortsdiener als Arreſtan-
ten ins Spritzenhaus geſteckt worden, von wo ſie heute vor
mittag dem Gerichte in die Stadt zugeführt ſind.

Die beiden Schwerverwundeten aber haben wir nun
hier liegen. Pfarrer Mathias hat ſie verbunden; dann hat
man ſie in ein Zimmer im Gemeindehaus gebettet, da kein
Menſch weiß, woher ſie ſind, und ſie in ihrem jetzigen Zu
ſtande einen Transport überhaupt nicht vertragen können,
und der Bader, des Pfarrers Heilgehilfe, muß bei den in
hohem Wundfieber Liegenden Wache halten.

„Da haben wir ja die Schweinerei!“ ſagte der Ortsvor-
ſteher in hellem Zorn. „Was fangen wir jetzt mit den Kerlen

wir mit dem landſtreichenden Geſindel haben? Dem Radnicki
aber ſoll der Donner auf dem lauſigen Kopf fahren!“

Stehenden Fußes iſt er zum Schenkwirt gegangen, der
ihn trotzig empfing.

„Jch will Euch nur ſagen, Radnicki,“ ſo begann Reiner,
und zwar auf deutſch, „daß wir uns eine ſolche Schweinewirt
ſchaft nicht gefallen laſſen! Wir haben hier in unſerer Ge

einde allezeit auf Ordnung und guts Sitten gehalten, undv Leib und n her n e a ig und uns

verletzlich angeſehen worden. Und in dieſen unſern guten
deutſchen Grundſätzen ſollt Jhr uns nicht beirren darauf
dürft Jhr Euch verlaſſen, ſo wahr ich Reiner heiße! Haltet
Ordnung in Eurem Hauſe und in Eurer Wirtſchaft, gebt
Euren Gäſten nicht zu ſaufen, bis ſie nicht mehr wiſſen, was
ſie tun, oder ihr letzter Kreuzer in Eure ſchmierige Hand
egangen iſt, laßt Zucht und Sitte in Euren vier Wändeneerſen dann wollen wir wohl oder übel mit Euch zu

ſammen zu hauſen ſuchen! Tut Jhr das aber nicht und
laßt Jhr die Gäſte ſaufen, bis ſie von Sinnen ſind, und
kommt es noch einmal zu einer Meſſerſtecherei oder zu ſonſti-
gen Raufhändeln unter berauſchtem Geſindel, ſo ſchließe ich
noch am ſelben Tage Euren Wirtſchaftsbetrieb und ſtelle den
Gendarm vor Eure Türe! Hier ſind wir der Herr im
Hauſe, und Euch holt der Teufel, wenn Jhr denkt, daß wir
uns von Euch auf der Naſe herumtanzen laſſen werden!“

„Kann ich dafür,“ brummte Radnicki auf gut deutſch,
„wenn ein paar Streitſüchtige zuſammengeraten? Sind mir

ſelbſt zwei Stühle und drei Fenſterſcheiben zerſchlagen
worden.“

„Das geſchieht Euch recht! Das Haus hätten ſie Euch
über dem Kopfe anſtecken ſollen! Jhr ſeid der Wirt, und
Jhr ſeid verantwortlich! Von Euch verlange ich, daß Jhr
Aufſicht führt über Eure Gäſte und ſie nicht wie die wilden
Tiere ſich gebärden laßt! Das ſage ich Euch heute ein für
allemal: entweder Ordnung und geſittetes Betragen bei
Euch im Haus, oder Schluß Eurer Wirtſchaft! Merkts!“

Und ſchweren Schrittes ging der Ortsvo ſteher hinaus
und hat am Gemeindehaus anſchlagen und durch den Orts-
diener ausſchellen laſſen, daß jeder, der von Prügelei,
Schlägerei, Völlerei und Sauferei in der Wirtſchaft
des Radnicki etwas wahrnehme, zu ſofortiger Anzeige ver-
pflichtet ſei.
Es iſt nicht gut zu ſpaßen mit dem Reiner, und er hat

eine eiſerne Fauſt zum Durchgreifen. Und ſo hoffen wir,
daß es ihm auch in Budapeſt gelingen werde, unſerer guten
Sache die gute Wendung zu geben.

Nun kommt das Vierte, was ich an dieſem Tage auf-
zuzeichnen habe. An den Ortsvorſteher iſt nämlich noch ein
Schreiben aus dem Miniſterium gelangt, worin angefragt

ierwird, ob hier ein Jngenieur Vokol eingetroffen ſei.ſelbe habe einige Tage vor Weihnachten eine Die treten

unſere Gegend angetreten, um die Terrainverhältniſſe,
Täler, Höhen, Steigungen in Augenſchein zu nehmen und
Kartenſkizzen zu entwerfen. Es fehle aber an jeder Nach-
richt von ihm, und man müſſſe faſt annehmen, daß ihm ein
Unglück zugeſtoßen ſei.

Natürlich haben wir bei dieſem Schreiben gleich an
unſern kranken Unbekannten im Pfarrhaus gedacht, und der
Ortsvorſteher ſoll die Zeichn
nehmen, ob man daran vielleicht den Fremden erkennen
könne.

Der liegt nach wie vor in tiefen Fieberdeltrien und
hat noch keinen einzigen klaren Augenblick gehabt. Jetzt iſt
kein Zweifel mehr: er hat das Nervenfieber, und taglich
kann er uns unter den Händen ſterben. Pfarrer Mathias,
ſeine Frau und ſeine Tochter geben ſich die erdenklichſte
Mühe und laſſen es an nichts fehlen ob ſie aber retten
können, was vielleicht nicht mehr zu retten iſt?

5. Januar 1866.
Pfarrer Mathias hat zwei Kinder, einen Sohn und

eine Tochter. Der Sohn iſt Gerichtsadjunkt in Klauſenburg
und iſt ſelbſt ſchon ſeit drei Jahren verheiratet. Jch kenne
ihn noch nicht, aber ich höre viel Gutes von ihm. Er ſei
ganz nach dem Vater geſchlagen, hab ein treues deutſches
Herz und ſei ein tüchtiger und kluger Richter und Beamter
Zu Oſtern, heißt es, will er mit ſeiner Familie hierher zu
Beſuch kommen.

Dann die Tochter. Sie iſt zwanzig Jahre, um ſechs
Jahre jünger als der Sohn (zwiſchen den beiden Ge
ſchwiſtern war ein drittes Kind da, das aber früh geſtorben
iſt) und ein gar liebliches Geſchöpf. Hoch und ſtattlich
ſchreitet ſie einher, und das feine, kluge Geſicht mit den
lichten, blauen Augen verrät Güte und ein freundliches Herz.
Sie iſt des Vaters Aſſiſtent in allen Dingen: abwechſelnd
mit uns Lehrern ſpielt ſie die Orgel in der Kirche, gibt den
kleinen Mädchen an des Pfarrers Stelle Religionsunterricht,
iſt die allezeit hilfsbereite Freundin der älteren Dorf-
mädchen, wacht an den Kranken und Wochenbetten der

rauen, lacht mit den Fröhlichen und weint mit den
raurigen, und als guten Geiſt liebt man ſie im ganzen
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Ruhrgebiet Unzufr

Boden der Dresdner Beſchlüſſe (des Kirchen
durch einer engeren organiſchen Verbindung

enrates, g

)rden. Das Beſte, was die Kirche getan habe und was
e e Maßnahmen veranlaßt ſei, entziehe ſich aber menſch-

i. Was die Unterbringung von geflüchteten, aus
erzähligen Geiſtlichen betrifft, ſo iſt es bisher
Militärgeiſtliche, 31 Geiſtliche aus den Schutz-

ngenund den evangeliſchen Gemeinden des Auslandes, 14
Lothringen, 15 aus den baltiſchen Provinzen und Ruß-
b- 119 Pfarrer und 8 Miſſionare, in Pfarrämtern

Auesbilfsweiſe werden beſchäftigt 36 Pfarrer
Provinzen un Rußland, Gei tliche aus den

en und dem Auslande und außerdem 42 Miſſionare.

wer hat nun Recht?
Wie aus Berlin und dem Ruhrgebiet gemeldet wurde,
Fte ilen vbayeriſcher Reichswehrtruppent friedenheit darüber, daß eine nach

xch die

el

e baltiſ
hutzgebie

te Kommiſſion der Truppen vom Reichswehr-rer r r nicht empfangen wurde. Der deutſch
r ale Redner Latt mann hat in der geſtrigen Sitzung der
M alterſammlung noch einmal auf dieſen Vorgang hinge

und es i anzunehmen, daß er das nicht ohne die not
en vorhandenen Unterlagen getan haben wird.

e geichswehrminiſter jedoch ſteht, wie er ſelber verbreiten
hier vor einem Rätſel. Eine Kommiſſion aus Reichswehr-

ten und Gewerkſchaftsvertretern ſei, ſo wird von ihm be
et in umfangreicher Weiſe zu Worte gekommen. Das iſt
ſehr erſtaunlich, denn, wie wir auch ſelber berichteten hat
der bayeriſchen Truppen der Reichswehr wegen der ihnen an
nen Brüskierung eine gro ße Erregung bemächtigt und
ar ſich einig, für die Preußen nicht mehr die Kaſtanien
dem Feuer zu holen“. Die Bahevn ſind gute Soldaten. Die

n haben auch noch ſo etwas wie Rückgrat Bolſchewiſten und
rtakiſte ngegenüber, und ſie lehnen ſich erfreulicherweiſe auch
en die Auflöſung der Einwohnerwehren auf.
leich ja Herr Geßzler ihr Landsmann iſt, oder gerade des
en, reden ſie mit ihm bayriſch. Zwei Tatſachen ſtehen gegen-
iander: Wer hat nun Recht

herr Scheidemann in Poſe
In Kaſſel, ſo berichtet der „Vorwärts“ freudeſtrahkend

Lettern auf der erſten Seite, ſprach Genoſſe
vor vielen Tauſenden. Natürlich reitet er

m Steckenpferd: Nieder mit der Reaktion. Dieſes Thema liegt
n ſcheinbar noch von früher am beſten. Diesmal zog er alle
giſter. Herr Scheidemann klagte an Ausgerechnet
rr Scheidemann mit der verdorrten Hand! Aber er braucht
tie Poſe, dieſer alte Schaumſchläger, darum ſeine großen

„Die Konſervativen und ihre antiſemitiſchen Hilfstruppen
nd Deutſchnationale geworden, die früheren Nationalliberalen

rmierten jetzt als Deutſche Volkspartei. Dieſe beiden Par-
eien, die jetzt unehrlicherweiſe die Republik beſchuldigen,

klage ich an:

t großen
eide mann

hr habt Deutſchland in den Krieg gehetzt!
Ihr habt das Elend über das deutſche Volk gebracht!
Phr tragt die Schuld an dem Zuſammenbruch des Reiches!

und Jnduſtrie zugrunder habt Deutſchlands Handel
gerichtet!

Ihr ſeid ſchuld, wenn unſer Land jetzt im Bürgerkrieg ver-
blutet!
hr ſeid die Schuldigen an allem unſeren Jammer!

Ihr tragt das Kainszeichen des Brudermordes an der Stirn!
hr, die Jhr Euch deutſchnational oder Deutſch Volkspartei

oder Antiſemiten nennt!“
s iſt ganz Scheidemannſche Art und Weiſe Unvergeßlich aus
en Ruhmestagen. So unvergeßlich wie uns und unſeren

ndeskindern der Friede von Verſailles ſein wird

olksbund zum Schutze deutſcher Kriegs- und
Sivilgefangener

Der Vertretertag des Volksbundes zum Schutze
r deutſchen Kriegs und Zivil gefangenen in
lin SW. 68, Lindenſtrae 35, hat beſchloſſen:
a) Da der Beſchluß gefaßt wurde, den Volksbund der noch

Gefangenſchaft Befindlichen weiterbeſtehen zu laſſen, ſind die
ittel der Bundesleitung in ihrem ganzen Umfang für dieſe

it erforderlich Aus dieſem Grunde müſſen vom 30. April
J. die Zuſchüſſe der Bundesleitung des Volkshundes an die
desleitung der Reichsregierung eingeſtellt werden;
b) wurde erklärt, daß die Ausgaben, die die Reichsvereini-

ng aus den vom Volksbund erhaltenen Mitteln geleiſtet hat,
die betreffenden Zwecke keinesfalls zu hoch geweſen ſind, aus
ſem Grunde die Zuſchüſſe des Volksbundes gerechtfertigt
ren.

Es wurde ferner beſchloſſen, daß die Bundesleitungen des
llebundes und der Reichsvereinigung ſowie auch die Orts
pen mit den Zeitungen ſich ins Einvernehmen zu ſetzen
n, damit dieſelben durch weiteſtgehende Bericht

fattung über das Schickſal und die Zuſtände der in
irien und in Frankreich Gefangenen das deutſche Volk
lernd in Kenntnis ſetzen.
Der Vertretertag erteilte ſchließlich der Bundesleitung des
bundes für die erfolgreiche Arbeit Dank und Aner
a und für die Kaſſenführung die erforderliche Ent
tung.
Die vorgeſchlagenen Satzungsänderungen, die zur
erführung des Volksbundes nötig ſind, wurden genehmigt.
Paragraph 5 erhält folgenden Zuſatz:
Die Ortsgruppen ſind verpflichtet, innerhalb 14 Tagen

h Vierteljahresſchluß der zuſtändigen Landes- oder Pro
zialgruppe eine Rechnungslegung zuzuſtellen, wobei ſie
ſchläge über die Verwendung der vorhandenen Ueber
iſſe machen. Die Landes- und Provinzialgruppen haben
eſe Rechnungslegung der Ortsgrupp enzu prüfen und ſie
i ihrem Bericht und mit ihrer eigenen Rechnungslegung
fuerhalb weiterer 14 Tage der Bundesleitung einzureichen.
Die Vertreter-- Verſammlung beſchloß, die Arbeit des
tsbundes nicht einzuſtellen, ſondern bis zur
Feiung des letzten Gefangenen fortzuführen. Sie beſtimmte
erklärte, daß durch dieſen Beſchluß die einzelnen Orts
en verpflichtet ſind, der Bundesleitung in Berlin die zur
führung der Arbeit nötigen Geldmittel weiter zur Ver
ing zu ſtellen.

l

Ve finanzielle Unterſtützung der deutſchen Preſſe durch Zu
ngen von Vergütungen auf Papier und durch andere Maß
en wird zurzeit im Reichswirtſchaftsminiſterium eingehend
a und wird wahrſcheinlich zur Einbringung einer Vorlage

Zunächſt ſollen weitere 80 Millionen Mark für Ver
en an die Preſſe durch den Etat bewilligt werden.
die Zeitungsverbote der Zukunft. Laut Berliner Mel
n hat bis zur allgemeinen Einführung der politiſcheniſare, die künftig den militäriſchen Defehlehabern zur

ſtellt werden follen, der Rei rminiſter ordnet,

Kreistag des Saalkreiſes
CLandrat Thiele ſoll einem Unabhängigen das Feld räumen

Jede Verſammlung hat ihr beſtimmtes Geſicht. Heute ſind
es die überragenden, alles in ihren Bann ſchlagenden Perfönlich-
keiten einiger führender Männer, morgen die vbeſtimmend wir-
kende Maſſe irgend einer beſonderen Klaſſe von Menſchen, welche
mit allen Mitteln verſuchen, der Geſamtheit ihr Gepräge aufzu
drücken. Der geſtrige Kreistag des Saalkreiſes war vdn letzt
genannter Art. Bei der ungleichen Kräfteverteilung die Bür-
gerlichen hatten 11 Stimmen, welche ſie gegen 24 Unabhängige
und 1 Mehrheitsſogialiſten ins Feld führen mußten wirkte
Wahl und Abſtimmung oft wie ein Theater. Bei der Mehrzahl
ſchien der Grund ihres Verweilens in der Sitzung oft nur der zu
ſein, als Stimm berechtigte ihr verantwortungsvolles Amt
auszufüllen, was wiederum bei der überwiegenden Mehrheit der
Linken nicht allzu ſchwierig war. Und wenn einmal die Ver
handlung in ihrer Sachlichkeit zu „verflachen“ drohte, dann machte
man eben wieder einmal auf die „Kapp- und Lüttwitze“ auf
merkſam, die in heutiger Zeit ſo beuem als Sündenböcke und
Mädchen für alles herhalten müſſen. Gleich hinter dieſen kommt
dann bei ſo manchem „Parteifreund der Maſſe“ die „Halleſche
Zeitung“, dieſes „Revolverblatt“, von dem man allgemein glaubt,

daß es einen Hieb beſonders ſchlecht verträgt. Es iſt überhaupt
ein Wunder, daß man in beſagten Kreiſen dieſes Blatt überhaupt
noch ernſt nimmt mit ſeinen paar hundert Leſern, wie einer ge
hört haben wollte. Ueberhaupt hätte ſo mancher Genoſſe gern
noch, nachdem man faſt 5 Stunden lang getagt hatte, Gelegenheit
genommen, die Verſammlung mit höchſteigenen perſönlichen Er
lebniſſen der letzten Zeit zu beläſtigen. Doch als einer anfing:
„Neulich wurde ich von einer wildgewordenen“ warum auch
nicht, denn die zahmen ſcheinen ausgeſtorben zu ſein „Sol
datenbande verhaftet und da wurde doch der den Vorſitz
heute wohl zum letztenmal führende Herr Landrat Adolf Thiele
ſehr energiſch und erlöſte ſo manchen von dieſem „Geplauder“
eines Harmloſen.

Der Landrat Ad. Thiele hatte die Mitglieder des Kreis-
tages zu einer Sitzung auf Dienstag, den 13. April, 9 Uhr vor
mittags, in den Sitzungsſaal des Kreisſtändehauſes eingeladen.
Anweſend ſind 11 bürgerliche Vertreter, 1 Mehrheitsſogzialiſt und
24 Unabhängige. Landrat Thiele eröffnet die Sitzung, als
Protokollführer wird Bürodirektor Sander gewählt. Darauf
tritt man in die Tagesordnung ein. Als erſter Punkt wird die
Abnahme der Sparkaſſenrechnung für 1918 erledigt.
Nach dem Bericht des Prüfungsausſchuſſes wird Entlaſtung er
teilt. Vor Erledigung des Haushaltsplanes des Saalkreiſes für
1919 läuft ein Vovantrag ein, der dem Antragſteller die Möglich-
keit gibt, ein ſtreng vertrauliche Mitteilung zu machen. Die
Folge iſt, daß dieſer Punkt wegen der noch ungeklärten Lage von
der Tagesordnung abgeſetzt wird. Die Satzungen für den
Saalkreis, die nach den allgemeinen Beſtimmungen aufgeſtellt
ſind, werden nach kurzer Debatte angenommen. Abänderungen,
die noch gewünſcht werden ſollten, können nach Klärung der ge
ſetzlichen Lage vorgenommen werden. Es wird den geſetzgeben
den Körperſchaften nahegelegt, einen eingebrachten Antrag be
treffend Erhöhung des Einkommens, Wahlbeteiligung der Frauen
und Herabſetzung der Altersgrenze, zu berückſichtigen.

Darauf kommt die Ordnung beſtreffend
Erhebung eines Zuſchlages zur Wertzuwachsſteuer

zur Verhandlung. Da die jetzige Faſſung hindernd auf den
Grundſtücksverkehr wirkt, werden verſchiedene Stimmen laut
(Amtsvorſteher Haehn), die ſich gegen den Zuſchlag von 100 Pro-
zent zu dem Anteil an dem Betrage der Wertzuwachsſteuer aus
ſprechen, doch wird ſchließlich der Antwog angenommen. Der An
trag hat folgende Faſſung:

Auf Grund des S 59 des Reichszuwachsſteuergeſetzes vom
t4. Februar 1911 und des Beſchluſſes des Kreistages vom
13. April wird für den Saalkreis nachſtehende Ordnung erlaſſen:

S 1.8 Zu dem Anteil an dem Betrage der Zuwachsſteuer, der
nach S 59 des Reichszuwachsſteuergeſetzes dem Saalkreis zufließt,
wird ein Zuſchlag von 100 v. H. erhoben.

S 2. Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkün
digung in Kraft.

Der Vertrag mit dem Provinzialverbande der Provinz
Sachſen vom 23. September 1891, betreffend Begau fſichti
gung der Kreisſtraßen, iſt vorbehaltlich der Zuſiimmung
des Kreistages gekündigt worden. Durch die ſelbſtändige Be
wirtſchaftung der Straßen durch den Kreis wird eine erheblich
größere finanzielle Belaſtung für letzteren entſtehen, ſo daß ein
möglichſtes Zuſammenarbeiten mit der Provinz angebracht
ſcheint. Der Anlaß zu der Kündigung war eine Reviſion des
über 30 Jahre alten Vertrages. Es wird der Kündigung des Ver-
trages mit dem Ziele der Reviſion zugeſtimmt,

Die Regierung in Merſeburg hat wieder einmal beſſer in
der Geographie des Saalkreiſes Beſcheid gewußt als der Kreistag.
Sie hat darauf aufmerkſam gemacht, daß bei der Wahl von
Schauämtern für Waſſerläufe 8. Ordnung einige Waſſerläufe
überſehen wurden. Dieſe Wahlen müſſen nachgeholt werden.

Es werden gewählt als Schiedsmänner vom Bezirk
Trebnitz Landwirt Beetmann, in Morl Landwirt Elſte, in
Brachwitz Rogge, in Dölau Amtsvorſteher Heine, Stellver-
treter: Schloſſer Sch me il Nienberg, Gutsbeſitzer ReibDöll-
nitz, Arbeiter Karl Teichmann, Stellvertreter nicht notwendig,
Wörmlitz: Schmied Heinrich Gutſchale, Stellvertreter Aug.
Elſtermann.

Hieran ſchließt ſich die Wahl der Mitglieder für die Aus
ſchüſſe zur Auswahl der Schöffen und Geſchworenen bei den
Amtsgerichten in Halle a. S., Könnern, Löbejün, Wettin und
Alsleben für 1921. Als Amtsvorſteher und Stellvertreter werden
gewählt für die Bezirke Beeſenlaublingen Gemeindevorſteher
Rehländer Stellvertreter Barbier Kremler), Trebnitz: Berg
mann Peter Stellvertreter Arbeiter Stephan), Rothenburg:
Jnvalide Kirchner (Stellvertreter Schloſſer Vopel), Kroſigk:
Gemeindevorſteher Gramm Stellvertreter Töpfer Oberbeck),
Brachſtedt: Gemeindevorſteher Kießling Stellvertreter Ber
ger), Mötzlich: Gemeindevorſteher Mödig Stellvertreter Ge-
mindevorſteher Heinrich), Petersberg: Lagerhalter Röſchel
Stellvertreter Dreher S-haaf), Gutenberg: Gemeindevorſteher
Lindenhahn Stellvertreter Kaufmann Wilsdorf), Brach-
witz: Gemeindevorſteher Schmidt Stellvertreter Bergmann
Emmerich), Niemberg: Bahnaſſiſtent Orſchel (Stellvertreter
Maurer Tümpel), Osmünde: Gemeindevorſteher Moſen-
bauer, Lettin: Stellvertreter Maurer Pfordte, Nietleben:
Stellvertreter Gemeindevorſteher Heinzerling, Dieskau
Stellvertreter Gemeindevorſteher Pätz ol d. Als Kreisdepu-
tierter wird auf 6 Jahre der ſchon einmal von der Regierung
abgelehnte Unabhängige Wilhelm Albrecht Könnern wieder
gewählt, welcher die Stellung annimmt. Zur Abgabe von Gut-
achten über landwirtſchaftliche Angelegenheiten und von gut-
achtlichen Aeußerungen über den Wert abzuſchätzender Gegen

unbeſtimmte Zeit werden die Herren Walter Klein

Die Mitteilung des Kreisausſchuſſes von der Uebernahme
der Unterhaltungskoſten für mehrere dem Kreiſe angehörige un
vermögende Geiſteskranke, Blödſinnige uſw. wird zur Kenntnis
genommen.

Bisher wurden laut früherem Kreistagsbeſchluß die „Halleſche
Zeitung“ und das „Volksblatt“ als amtliche Bekanntmachungs-
organe benutzt. Da die Jnſertionsgebühren dauernd ſteigen,
wurde „ein eigenes Blatt von ſeiten des Landrats für die Be
kanntmachungen herausgegeben. Es wird der Antrag eingebracht,
vom 1. April 1920 ab das „Volksblatt“ als alleiniges
Amtsblatt zu wählen. Landrat Ad. Thiele begründet die
Herausgabe des eigenen Nachrichtenblattes und widerlegt den
eingebrachten Vorſchlag, der ein Privileg ſchaffen will in Kreiſen,
die ſonſt ſtrenge Gegner derartiger Einrichtungen ſind. Er
empfiehlt den objektivſten und korrekteſten Weg, das eigene Amts
blatt. Herr Kaufmann Driebuſch aus Schönnewitz wendet
ſich in ſcharfen Worten gegen dieſe Ausführungen und glaubt,
der „Halleſchen Zeitung“ in unfeiner Art und Weiſe einen be
ſonderen Streich zu verſetzen in ſeinem blinden Haß gegen dieſes
„Revolvevrblatt“, wenn er ihr die Erlaubnis des Abdruckens amt-
licher Nachrichten entzogen wiſſen will. Herr Amtsvorſteher
Hähn- Ammendorf teilt mit, daß es der Wunſch der Regierung
iſt, ſelbſtändige amtliche Verordnungsblätter zu ſchaffen, die un
abhängig von jeder politiſchen Richtung ſind. Landrat Thiele
weiſt den Vorwurf zurück, das Unternehmen wäre ein rechts-
ſozialiſtiſches Unternehmen. Der Druck wurde der Druckerei
Schmidt u. Erdel übertragen, da dieſe Firma den billigſten Preis
von 150 Mark forderte. Andere Druckereien hatten höhere Sätze
gefordert. Plötzlich kam das „Volksblott“ noch nachgeklappt und
erbot ſich, das Nachrichtenblatt für 148 Mark, alſo 2 Mark billiger,
zu drucken. Für den Antrag ſtimmten die 24 Unabhängigen
und 1 Mehrheitsſozialiſt, dagegen die 11 anweſenden bürgerlichen
Vertreter. Somit wurde der Antrag angenommen.

Der Errichtung einer weiteren Buchhalterſtelle bei der Kreis
ſparkaſſe wird vorläufig nicht zugeſtimmt. Der Angeſtellte
Scheibe wird mit der Funktion eines Buchhalters betraut und
ihm die Bezüge eines Buchhalters genehmigt.

Wiederbeſetzung des erledigten Landratsamtes.
Bei der Beſchlußfaſſung des Kreistages über die Vorſchläge

für die Wiederbeſetzung des erledigten Landratsamtes übernimmt
Herr Rittergutsbeſitzer von Zakrzewski Oppin den Vorſitz
Hierzu führt der Delegierte, Herr Wolf (U. S. P.), aus, daß
Landrat Thiele nicht das Vertrauen der Bevölke-
rung des Kreiſes beſitzt und eine Stütze der Reaktion
iſt, denn er hat einem Offizier Quartier gegeben.
Da der Herr Landrat dieſes Vertrauen nicht mehr beſitzt, bittet
er um Annahme folgender nt

Reſolution
„Die Fraktion der U. S. P. des Kreistages des Saalkreiſes

erblickt in der Stellungnahme des kommiſſariſchen Landrates
Herrn Thiele zur Frage der Beſoldung des Kreisarbeiterrates
eine direkte Verhöhnung der Arbeiterſchaft. Das
Selbſtverwaltungsrecht, das von den Sozialiſten ſtets erſtrebt
und von ihnen als ſelbſtverſtändlich anerkannt werden muß, er
fährt durch ihn in dieſer Angelegenheit die größte Nichtachtung.
Dieſe Nichtachtung weiſt die Fraktion ganz entſchieden zurück;
ſie erklärt ſich auch fernerhin mit der Kontrolltätigkeit eines
Mitgliedes des Kreisarbeiterrates einverſtanden und verlangt
deſſen weitere Beſoldung. Paul Driebuſch.“

Dieſe Reſolution wird angenommen. Der Kreistag ſchlägt
der Regierung als neuen Landrat Herrn Paul Driebuſch-
Schönnewitz (U. S. P.) vor. (Stimmenverhältnis: Driebuſch 24,
Thiele 12.)

Halle, 14. April.
Erhöhung der Brot- und Kartoffelpreiſe

1 Kilogramm Brot 2 Mark.
Der Reichsrat nahm in ſeiner geſtrigen Sitzung den

Entwurf einer Verordnung zur Ergänzung über Zahlung von
Ablieferungsprämien von Brotgetreide, Gerſte umd Kartoffeln
vom 18. Dezember 1919 an. Es handelt ſich hierbei um eine

weſentliche Erhöhung der Brot und Kartoffel-
preiſe. Jnfolge des neuen Prämienſhſtems und der Preis
erhöhung für ausländiſches Getreide iſt bei der Reichsgetreide-
ſtelle ein Defizit von 4,7 Milliarden entſtanden, der bis
zum 1. April ſich auf 1,7 Milliarden belaufende Betrag iſt vom
Reiche zu übernehmen.

Für den Reſt des Wirtſchaftsjahres wird der Mehlpreis
auf 102 Mark pro Jahr für den Doppelzentner
erhöht und außerdem die von den Kommunalbehörden zu
zahlende Vergütung auf 92 Mark. Die Preiſe für ein Kilo
gramm Brot, die infolge des neuen Prämienſhſtems am
1. Januar bereits auf 1,40 Mark geſtiegen ſind, werden infolge
deſſen eine weitere Erhöhung auf ungefähr zwei Mark
erfahren. Jm Anſchluß wurden die politiſchen und wirtſchaft
lichen Bedenken dieſer Maßnahme nicht verkannt, jedoch überwog
die Anſicht, daß es angeſichts der Finanzlage des Reiches mit dem

bisherigen Syſtem der Reichszuſchüſſe nicht weiter-
gehen könne.

Weniger bedenklich erſchien dem Ausſchuß die Erhöhung det
Zuſchüſſe auf die Grundpreiſe der Kartoffeln, die
von 2,50 Mark auf 5 Mark erhöht werden ſollen. Auch hier
ſind die gleichen Gründe maßgebend. Es handelt ſich um eine
Mehrausgabe bei der Reichskartoffelſtelle von ungefähr 770
Millionen Mark.

Sür die Grabmalſpende
die in unſerer Geſchäftsſtelle eingerichtet iſt, wurden nachſtehende
Beträge gezeichnet, über die wir hiermit mit beſtem Dank
quittieven: M. St. 5 Mk., Stammtiſch „Grüner Winkel“
370 Mk., H. K. 5 Mk., Frau E. G. 10 Mk., M. Holz 10 Mk.,
Barleben, Lindenſtraße 10, 2 Mk., Hans Ullmann, Große
Steinſtraße 8, 100 Mk., Wolter 2 Mk., Frau Forſtmeiſter
Bauk 10 Mk., Ungenannt 10 Mk., Juſtizrat Peters 50 Mk.,
J. H. 5 Mk., Bergrat Schrader und F Otto

M

nannt 50 Mk.,
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Exzellenz Kühn zum Gedächtnis
Heute ſind zehn Jahre verfloſſen, daß einer der bedeutendſten

Lehrer unſerer Univerſität, der ordentliche Profeſſor für Land
wirtſchaft und Direktor des land wirtſchaftlichen Jnſtituts, Wirk-
kicher Geheimer Rat Dr. phil. Julius Kühn, Exzellenz, für
immer die Augen ſchloß. Geboren am 27. Oktober 1825 zu
Pulsnitz in der ſächſiſchen Oberlauſitz als Sohn eines Land-
wirtes, beſuchte er die Schulen zu Jeſſen bei Spremberg und
Pulsnitz, in Dresden eine Seminarſchule und dann bis 1841
die Königl. techniſche Schule, die heutige Techniſche Hochſchule.
Nach dreijähriger land wirtſchaftlicher Lehrzeit war er als Ge
hilfe und Verwalter auf verſchiedenen Gütern tätig, 1848 bis
1855 als Amtmann auf dem dem Grafen von Schlieffen ge
hörenden Guter Groß-Krauſche bei Bunzlau. Jm Herbſt 1855
bezog er die Landwirtſchaftliche Akademie in Poppelsdorf bei
Bonn, um Landwirtſchaft zu ſtudieren, und hörte daneben
naturwiſſenſchaftliche Vorleſungen an der Univerſität Bonn.
Nach glänzend beſtandener land wirtſchaftlicher Prüfung habili
tierte er ſich im Herbſt 1856 an der Land wirtſchaftlichen Aka
demie Proskau in Schleſien und promovierte auf Grund ſeiner
bisherigen Arbeiten über Pflanzenkrankheiten am 10. März 1857
in Leipzig zum Dr. phil. Vom 1. Juli 1857 bis 30. Juni 1862
war er Wirtſchaftsdirektor der bei Glogau gelegenen Beſitzun
gen des Grafen don Egloffſtein. Am 30. April 1862 erfolgte
Kühns Berufung auf den an unſerer Univerſität neu begrün
deten Lehrſtuhl für Land wirtſchaft. Von ſeinem Amtsantritte
im Herbſt 1862 bis zum Herbſt 1909, wo er zurücktrat, hat er
47 Jahre ohne Unterbrechung in Halle inzwiſchen
glänzende Berufungen nach Göttingen, nach Hohenheim und
nach Wien abgelehnt, wie er auch die gleichzeitig mit der Be-
rufung nach Halle erfolgte Berufung nach Bern ausge-
ſchlagen hatte.

Am 27. Februar 1863 wurde das von ihm begründete
Land wirtſchaftliche Jnſtitut der Univerſität Halle
eröffnet, das erſte derartige Univerſitätsinſtitut in Preußen, das
bald darauf auch für andere Univerſitäten vorbildlich werden
ſollte. Dieſe ſeine Schöpfung war um ſo bewundernswerter,
als ſie kein Vorbild hatte, er hat ſeinem Jnſtitute einen Welt
ruf verſchafft, ſo daß Beſucher aus allen Kulturländern kamen,
um es kennen zu lernen. Den großen Einfluß dieſer Gründung
auf das landwirtſchaftliche Univerſitätsſtudium bezeugt am
beſten die ſchnell wachſende Zahl ſeiner Zuhörer, die von drei
im erſten Jahre auf 122 nach drei Jahren, auf über 300 in den
ſpäteren Jahren ſtieg. Jm ganzen dürfte Exzellenz Kühn 8000
Landwirte aus aller Herren Länder ausgebildet haben, darunter
eine große Zahl von Lehrern der Landwirtſchaft an deutſchen
und außerdeutſchen Schulen,

Ueberaus fruchtbar war auch Kühns ſchriftſtelleriſche
Tätigkeit, die der Zahl nach über 300 ausmacht. Sein
erſtes größeres Werk: „Die Krankheiten der Kulturgewächſe,
ihre Urſachen und ihre Verhütung“ erſchien 1858, in 2. Auflage
1859; es iſt ſeit Jahren vergriffen. Das bedeutendſte Werk
ſeines Lebens: „Die zweckmäßigſte Ernährung des Rindviehes
vom wiſſenſchaftlichen und praktiſchen Geſichtspunkte“, eine 1860
gekrönte Preisſchrift, erſchien 1861, in 12. Auflage 1905. Weitere
Arbeiten, auch nur dem Titel nach aufzuführen, erübrigt ſich,
doch darf nicht unerwähnt bleiben, daß Kühn ſeit 1872 Berichte
aus dem phhyhſiologiſchen Laboratorium und der Verſuchsanſtalt
des land wirtſchaftlichen Jnſtituts der Univerſität Halle“ her-
ausgab, in denen er ſelbſt auch in jedem Bande größere Arbeiten
veröffentlichte, ſowie auf die zahlreichen Abhandlungen in Zeit
ſchriften hinzuweiſen.

Auch an äußeren Anerkennungen hat es Kühn nicht ge
fehlt; außer einer großen Zahl deutſcher und außerdeutſcher
Ordensauszeichnungen erhielt er 1882 den Titel Geheimer Re-
gierungsrat, 1892 den Titel Geheimer Oberregierungsrat, wäh-
rend er 1903 durch die Ernennung zum Wirklichen Geheimen
Rat mit dem Prädikat Exzellenz ausgezeichnet wurde, eine
Ehre, die Gelehrten nur ganz ſelten zuteil wird Mehrere
Akademien und wiſſenſchaftliche Geſellſchaften ernannten ihn zu
ihrem Mitgliede und Ehrenmitgliede, die Stadt Halle erteilt ihm
das Ehrenbürgerrecht, die Univerſität Krakau ernannte ihn 1900
zum Ehrendoktor. Auf dem Nordfriedhofe zu Halle iſt „Vater
Kühn“ zur letzten Ruhe gebettet. Ein würdiges Grabmal wurde
ihm von dem einheimiſchen Architekt en Otto Glaw errichtet.

gewirkt,

Der Unterſuchungsausſchuß des Stadtparlaments. Die
Stadtverordneten nahmen am Montag in nichtöffentlicher
Sitzung Stellung zu den von der Linken erhobenen Anſchuldi-
gungen gegen Oberbürgermeiſter Dr. Rive, Polizeidirektor
Koennemann und einige andere ſtädtiſche Polizeibeamte.
Es wurde nach zweiſtündigen, lebhaft geführten Verhand-
lungen die Einſetzung eines Unterſuchungs- Aus
ſchuſſes beſchloſſen, der aus 14 ſämtlichen Fraktionen des
Stadtverordnetenkollegiums angehörenden Mitgliedern beſteht.
Jn der Beſprechung wurde ausdrücklich betont, daß weder die
während der Unruhen gebildete Militärkommiſſion noch der
Unterſuchungsausſchuß berechtigt ſeien, die Beamten zur
Niederlegung ihrer Aemter zu zwingen.

Goldene Hochzeit. Am Sonntag feiert Domküſter
Auguſt Kiefer mit ſeiner Gattin das Feſt der Goldenen
Hochzeit.

Einkommenſteuergeſetz. Auf Grund des Geſetzes zur
Durchführung des Einkommenſteuergeſetzes vom 31. März 1920
(R. G. Bl. S. 428) wird der Tag des Jnkrafttretens der s 45 bis
52 des Einkommenſteuergeſetzes (betr. den Abzug von 10 v. H. bei
der Lohnzahlung durch den Arbeitgeber) vom Reichsminiſter der
Finanzen demnächſt bekanntgegeben. Erſt mit dem Jnkraft-
treten der genannten Beſtimmungen beginnt der Lohnabzug; auf
bereits erfolgte Lohn- und Gehaltszahlungen erſtreckt ſich der
Abzug nicht.

Heiterer Abend Heinz Steinberg. Wir möchten nicht ver
ſäumen, nochmals auf den heutigen vielverſprechenden ein
maligen Heiteren Abend Heinz Steinberg- München hinzu
weiſen. Zum Vortrage gelangen durchweg heitere Grotesken,
Humoresken, Fabeln, Schnurren, Dialekthumor in bahyriſch,

ſächſtſch, plattdeutſch, oſtpreußiſch uſw. Karten im Vorverkauf
bei Heinrich Hothan, Gr. Ulrichſtraße 38 und Abendkaſſe.

S

Familien Nachrichten
Bermählungen: Richard Kun ad und Marie Kosmiel.

S Martin Weyhland und Margarete Jacobi.
Georg Reußner und Luiſe Knocke.

Todesfälle Am 12. April Freng Koit h im g.
ben jahre Am 12. r ne 2.S 11. A lda M o er im 88.h u l e Ria e gehen

in Sachſew
n. Köthen, 12. April. (Vom Polykechnikum.) Ueber

den Weiterbeſtand des hieſigen Friedrichs-Polytechni-
kum s werden gegenwärtig lebhafte Erörterungen in der Stadt-
verwaltung gepflogen, deren Fortgang vorläufig noch nicht ab
zuſehen iſt. Von den ſozialdemokratiſchen Gemeinderatsmit-
gliedern wird auf eine Auflöſung des Polytechnikums hin
geardeitet, um das Gebäude als Gewerkſchaftshaus und als
Fortbildungsſchule zu benutzen, während die wertvollen Einrich
tungen und Sammlungen verkauft werden ſollen. Die bürger-
lichen Parteien und Gemeinderatsmitglieder treten dieſen
Plänen auf das ſtärkſte entgegen. Von der Haltung des Magi-
ſtrats wird nun der Ausgang dieſes für unſere Stadt ſo hoch
bedeutſamen Konflikts abhängen. Faſt alle Schichten der Ve
völkerung ſind durch wirtſchaftliche Beziehungen mit dem Poly-
technikum auf das engſte verbunden. Für den Wind, der gegen
wärtig weht, iſt es bezeichnend, daß die Polizeiverwaltung der
Studentenſchaft das Tragen ihrer Verbindungsfarben verboten
hat, um das Verbindungsweſen zu unterdrücken. Auch gegen
diefe lediglich auf die radauluſtigen Elemente Rückſicht nehmende
Verfügung nehmen die bürgerlichen Kreiſe energiſch Stellung.

R. Deſſau, 13. April. Die nationale Wahlkreis-
konferenz für Anhalt 1) vbeſchloß, von der Wiederwahl
Wolfgang Heines zur Nationalverſammlung J r und
an deſſen Stelle den „Vorwärts“Redakteur Erich Kuttner-
Berlin aufzuſtellen.

e. Bernburg, 12. April. (Der Kreistag) erklärte ſeine
Zuſtimmung zur Uebernahme der Bürgſchaft gemeinſam mit
den Kreiſen Deſſau und Köthen für eine vom Elektrizitätsver
band Anhalt aufgenommene Anleihe von drei Millionen Mark,
und er genehmigte nachträglich die Erhöhung der Teuerungs-
zulagen für die Kreisbeamten auf die ſtaatlichen Sätze. Die
Sätze für die Verpflegung im Kreiskrankenhauſe erfuhren
wieder eine recht erhebliche Steigerung, dadurch wird eine Mehr-
einnahme von 54 000 Mark erzielt. Trotzdem muß der Zuſchuß
für das Krankenhaus auf 560 000 Mark veranſchlagt werden,
wobei ſehr fraglich bleibt, ob dieſe Summe ausreichen wird.
Der neue Kreisetat balangziert mit 2324 000 Mark gegen
1611 000 Mark im Vorjahre. Der Etat wurde in der vorliegen-
den Form genehmigt. Für die Gemeinnützige Bau und Sied-
lungsgeſellſchaft im Kreiſe Bernburg wurde ein zinsfreies Dar-
lehen in Höhe von etwa 400—450 000 Mark bewilligt. Für den
Chefarzt des Kreiskrankenhauſes muß vertragsgemäß eine
Dienſtwohnung errichtet werden. Das Projekt wurde geneh-
migt, der Aufnahme einer Anleihe von 300 000 Mark für dieſen
Zweck bei der Kreisſparkaſſe zugeſtimmt; die Ausführung des
Projektes ſoll aber auf eine günſtiger Zeit verſchoben werden.
Von den Bernburger Kaliwerken war der Ausbau eines Fuß-
weges vom Kreiskrankenhauſe bis zu den Kaliwerken erbeten
worden. Der Kreisausſchuß hatte bereits zugeſtimmt. Da aber
die Koſtenforderung ſeitdem von 24 000 auf 54 000 Mark ange
wachſen iſt, wurde der Plan als zurzeit undurchführbar zurück
geſtellt. Von der Möglichkeit, die vierte Steuerrate nicht zu er-
heben, machte der Kreistag keinen Gebrauch.

1. Genthin, 12. April. (Verſchiedenes.) Jn der Ver
ſammlung des Vaterländiſchen Frauenvereins für den Kreis
Jerichow II wies die neue Vorſitzende, Frau Rittergutsbeſitzer
Lehmann-Belick beſonders darauf hin, daß man in der jetzigen
ſchweren Zeit feſt zuſammenhalken müſſe. Paſtor Heß und
Paſtor Köhler ſprachen über das Vereinsleben. Jn zahlreichen
Orten des Kreiſes haben Haushaltungskurſe ſtattgefunden, ſie
ſollen weiter fortgeführt werden. Die Kreisfürſorgerin
Schweſter Bluhm berichtete über ihre Erfahrungen in der
Säuglingefürſorge. Für den Kreis Jerichow II wird hier ein
Finanzamt errichtet. Es ſoll in den Räumen der Wander-
arbeitsſtätte untergebracht werden. Auf der Chauſſee nach
Tucheim fuhr das Automobil des hieſigen Zahnarztes Voigt von
hinten in das Fuhrwerk des Fellhändlers Stern. Fuhrwerk
und Auto ſtürzten in den Chauſſeegraben. Der Viehhändler
Günther wurde ſchwer der Händler Stern leichter verletzt, wäh
rend der Lenker des Autos mit Abſchürfungen davonkam. Da
auch die Pferde verletzt ſind, iſt der angerichtete Schaden ein
ganz beträchtlicher.

Volkswiriſchaſt.
Abdruck der mit einem verſehenen Original-Artikel und Driginal- Meldungen der
volkswirtſchaftlichen Teils nur mit genauer Quellenangabe Halleſche Zeitung geſtatte

Mitteldeutſcher Braunkohlenmarkt März 1920
Jm Mitteldeutſchen Braunkohlenbergbau

war die Beſchäftigun in der erſten Hälfte des Monats März
durchaus befriedigend und zeigte gegenüber dem Vormonat und
dem März des Vorjahres eine erfreuliche Beſſerung. Jn der
zweiten Monatshäflte ſetzte der aus Anlaß des Kapp-Lüttwitz
Putſches proklamierte Generalſtreik und anſchließend daran der
Streik auf Betreiben linksſtehender Gruppen ein, welcher die
Erzeugung wiederum bedeutend zurückwarf. Die Dauer der ge
ſamten Arbeitsruhe war auf den einzelnen Braunkohlengruben
verſchieden und ſchwankte zwiſchen 1-13 Tagen. Der hierdurch
hervoregrufene Produktionsausfall liegt für die meiſten Gruben
zwiſch en20 und 50 Prozent.

Das Arbeiteringebot hielt ſich in der erſten Monatshälfte
in den üblichen Grenzen der letzten Monate, d. h., es fehlte an
gelernten Tiefbauhäuern und geſchultem Baggerperſonal. Nach
dem Streik trat örtlich ein empfindliacher Arbeitermangel auf,
weil die in den Baracken untergebrachten Bergleute wegen der
Unruhen in großem Umfange in ihre Heimat abgewandert
waren. Auf vielen Gruben konnte dieſe Lücke bis zum Monats
ſchluß noch nicht wieder ausgefüllt werden. Lohnerhöhungen
fanden im Berichtsmonat lediglich im bayriſchen Braunkohlen
bergbau ſtatt. Der für dieſes Gebiet abgeſchloſſene neue Tarif
läuft vom 1. März d. J. ab. Für die mitteldeutſchen Kern
reviere Halle, Magdeburg, Anhalt, Bitterfeld und Borna wurde
am 31. März der neue Angeſtelltentarif abgeſchloſſen.

Die Wagengeſtellungs verhältniſſe erfuhren
in der erſten Monatshälfte gegenüber den bereits ſehr ſchlecht
bedachten Vormonaten noch eine unerhörte Verſchlechterung.
Am 11. März wurden im Eiſenbahndirektionsbezirk Halle nur
3280 Wagen geſtellt und 6756 nicht geſtellt. Die Förderung
mußte unter dieſen Umſtänden natürlich im großen Umfange
auf Halden geſtürzt werden. Wo dieſes Mittel verſagte, blieb
nichts anderes übrig, als die Schicht zu verkürzen oder ganze
Feierſchichten einzulegen. Wegen der ſich an den Streik an
ſchließenden Revolten im Ruhrgebiet änderte ſich im mittel-
deutſchen Revier das Wagengeſtellungsbild nach erfolgter
Arbeitswiederaufnahme von Grund auf Die Werke bekamen
Leermaterial in gewünſchtem Umfange zugeſtellt und konnten
deshalb flott fördern. Ueberarbeit war in vielen Fäller er-
forderlich, wurde aber nur ausnahmsweiſe geleiſtet.

Aktiengeſellſchaften
che Kaliwerke Akt.Geſ. in Bernterode. Die e

ielt vom Oberbergamt Halle die Gene ng,
nigung don ſechs Normalfeldern unter dem Namen Kalt

vbergwerk Konſolidierte Preußen ein neues 1739
Millionen großes Kaliwerk in den

gen m u

Aktien Maſchinenfabrik Kuyffhäuſerhütte vorm. Pay
Artern. Die Dividende für das abgelaufene Geſchäftsinhe
mit wieder 6 Prozent in Vorſchns gebracht. d

Neue Zementpreiserhöhungen. Die Zemenkhöchſtpreif
wegen der abermaligen Kohlenpreisverteuerung weiter um
hinaufgeſetzt worden. Für Lieferungen an Private beträgt
Preis pro 10 000 Kilogr. jetzt 4061 M., für Staatsbauten n

Wagengeſtellung. Jm Eiſenbahndirektionsbezirf
(Saale) (einſchließlich der anſchließenden Privatbahnen) mr
am 10. April für Kohlen, Koks, Briketts und Naßpreßſteine
ſtellt: 5825 Wagen zu 10 Tonnen, nicht geſtellt: 715 Wagt

10 Tonnen. Kenx Elektrolytkupfer. (Notierung d. Ver. f. d. di. Elektr Not

2388 Mark. onBörſe

lautende Erläuterung des
miniſteriums zur angekündigten Verordnung über
ſchlagnahme von ausländiſchen Effekten, verfehlte i W
kung auf die Stimmung der Börſe nicht, namentlich weil d
Kreis der betroffenen Papiere ziemlich eng begrenzt zu
ſcheint und man auch der Anſicht zuneigte, daß beder Einzelheiten der Beſchlagnahme noch Vereinbarungen n
finden dürften. Der Verkehr ſpielte ſich daher heute in zie
ruhigen Formen ab. Die Kurſe erfuhren aber vecht bedeut
Abſchwächungen, da viele Spekulanten, durch die geſtri
Ueberraſchungen ängſtlich geworden, in ausgedehntem
Realiſierungen vornahmen, während andrerſeits die Käufer
zurückhielten. Am Montanmarkte, ſowie auch in Elektri i
und Farbaktien überſchritten die Verluſte der noch im d
ſtehenden Papiere vielfach 30 Prozent. Eine Ausnahme mag
Deutſche UeberſeeElektrigzitätsaktien, die einen Gewinn
40 Prozent zu verzeichnen hatten. Schiffahrtsaktien v
durchweg im Kurſe abgeſchwächt. Erheblich niedriger ſtellten
Kolonialwerte. Lohmannaktien waren zu 2200, Südſeephoe
zu 2100, Kolonialanteile zu 6500, und Pomonga zu 9000 u
ſetzt. Die Deviſen zeigten Neigung zum Steigen, wag
übrigen auf die Valutapapiere befeſtgend zurückwirkte. Am
lagenmarkt blieben deutſche Anleihen im allgemeinen behaup
Oeſterreichiſche und ungariſche waren dagegen in ihren Ky
bildungen nicht gleichmäßig.

Prvduktenbericht. Am Produktenmarkt trat nach
geſtrigen ſcharfen Rückgang eine Befeſtigung ein. Die Ha
preiſe zogen infolge vermehrter Nachfrage des Konſums en
an. Hülſenfrüchte hatten nur geringes Geſchäft. Die Pr-
waren meiſt nur nominell. Die ausländiſchen Offerten ſeſ
ſich wegen Anziehens der Deviſen Hollands etwas hohe
Lupinen und Serradella waren ſehr ſtill. Trockenſchnitzel bie
unverändert. Wieſenheu behauptete bei ruhigem Geigg
ſeinen Preisſtand. Für drahtgepreßtes Stroh gewann die
tung Feſtigkeit.

Wiedereröffnung der

Die beruhigend

d

Hafernotierungen:
Berlin, 13. April. Inländiſcher Hafer, für 1000 kg in

loko ab Speicher frei Wagen loko ab Bahn
ſofortige Abladung ab Abladeſtationen 2560 2660. Tenden
feſter.

Berliner Metallnotierungen:
Berlin, 13. April. Preiſe für 1000 kg in Mark. RaſſimKupfer: 1760ſ1800. Elektroivtkupfer: rig HuttenBaſt

700/800. RemeltidPlattenZink. 800. Hütten Rohzink. 5090

Sang W r gganen trauteZinn 7500-8000, ütten-Zinn: 98 9 ReNickel 5300. ntimonRtegulus: 1500/1600. e h
DeviſenNotierungen:

Geld BriefAmſterd.Rotterd. 1998-- 2004-
Brüſſel-Antwerp. 354,60
Chriſtiania 1074
Kopenhagen
Stockholm
Helſingfors
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ondon

In freien Verkehr
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S Deutseche Reichsanl.

ziß

Berlin, 13. April
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c 979p 964Wien (altes) 24.47
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Prag
Budapeſt 267

n nicht amtlich ermitte
Deutsehe Deberse e- Bl.
Deutsche Erdöl 155Deutsche Gasglühä.
Deutsche Kali
Dentsche Waff. u. Mun.
Donneresmarkhütte
Döring u. Lehrmann
Dürko r JElberfelder Farben
Engelhard Brauerei
Felten u. Guilleanme.
Gasmotoren Deutz
Gebhardt u. Co.
Gebhardt u. König
Gelsenkireh. Bergb.
Glanziger Zuckoerfbr.
Hallesche Masch.-Fabr.
Hann. Masch. eHarpener Berg

asper Bisen
Hirsch KupferHöchster Farbw.
Hoesch Tisen u. Stahl
Hohenlohe- Werke
HAumboldt-Masch.
Ilse-Berghaun
Kahla- Porzellan
Kaliw. Aschersleben
Körbisd. Zucker- Akt.
Kyffhäuserhütte

ahmeyer u. Co.
Lawehhammer
Laurahütte
Lingel, Erfurt
Linke u. Hofmann.
Ludwig Loewe u. Co.
Lothringer Hütte
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Paris

3 v4 Preuss. Konsols
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3 v v J4 Charl. Stadtanl. 89/99
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Ansländ. Werte
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Fisenbahn-Aktiſen:
Halberstadt-Blankenb.
Halle-Hettstedter
Schantungbahn eAllg. Lokal-Str.
Gr. erl. Str. eMagdeburger Str.-B.
Lux. Prinz Heinrich. B.
OrientbahnSehiffahrts- Akt.
Hambg. Paketfahrt
Hambg.-Südamerika
Hansa-Dampfschi Masechinenfabr. BuekanNordd. Lloyd Obersechl. Risenb. Bed.Bankenm: do. Caro Heg.Bank für Thür. do. KokswerkeBerl. Handelsges. Orenstein u. KoppelComm u. Diskontobank Phönix-Bergb.
Darmstädter Bank Rhein. Metall-VorzDess. Landesbank Rhein. StahlwarenDeutsche Bank iebeck. MontanDiskonto-Comm. Rombacher HüttenDresdner Bank Rositzer Braunk.Credit-Anst. Leipzig Rositzer ZuckerMitteld. Kreditbank angerhäuser Masoh.Privat-Bank Hugo Schneider u. CoNationalbani Schuckert u. Co.Oesterr. Kredit Siemens u. HalskeReichsbank tettiner VulkanIndustrie Aktien Stollberger Zinkh.
Sehultheiss- Brauerei Strais. Spielkarter
AKt. f. Anilin Terra“, Samen-A.-G.Allgem. Elektr.-Ges. 356., S hale- Risenhütte
Ammendorfer Papierf. Triptis-Akt.-Ges.
Anbalfer Kohlenw. Türkische TabakregieAnnaberger Steingut Ver. Köln-Rottweiler
Badische Anilin Gianzatott Elvert.Bergmann Elekt. -AKt. Wegelin u. Hübner
Berl. Maseh. Bann Werseh.- Welssent. Brk.Bismarckhütte Westeregeln-AlxaliBochumer GuBstahl Wittenet Gulstahl
Chem. Fabrik Buckanu Wrede-Maizerei
Chem. Griesheim Zeitzer Masch.Qhem. v. Heyden Zelistott WaldhofConsolidation Schalke Otavi-MinenCröllwitzer Papierfabr.

Tendenz matt.

5 S

S

S

S

D

S S

aimler-Motoren
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GHandſſe er: Heliaut Böttcher.
Verantwortlich für Poli Helmut Böttcher r polittfche Rachrichten.
wirtſchaft und Sport Hans He ktung; ſür den geſamten übrigen redoktit
Teil: Erich Selkheim. Anzeigenteil: Paul Kerſten; ſämilich in Hal

Kunſtdruckerei, Verlag der Halleſchen Zeitungt Otto Thiele, Buch und

88 Ah 3

dor auf
ontro

x

ber eine

Di

Rußla

r B
die krit
Fnglan
edigt.

Jn d
Verwicklu

die fallſtr
zu erfülle
Recht zu
General
verlangt.
Politik Fr
Herzen u
Rachſucht

ßorn eine
ſuält, der
önnte.
tung weni
ertrag le
mation au
mann in

ſienſt
wehren
Wert hal
Gründung
und Leber
hroniſch g

gefährliche

Aus dieſe
Einwohne:
Oualität
den Wehre
legen, jede

ſammen.
36-1 nur wenig

daß die Ei
banden ni
wandfrei,
all und
geeigneten

Frankreich

kinſichtige
um mit ſe
der Friede
treffen ſic
hängigen“

gleichfalls

Pläne aus
Es iſt auc
ſche Ford
den iſt.

tief beſche
Schauſpiel
Segründu

mit den
haben wi
Vartei zu
Klaſſenher

teten Ziel

nationale
ahtung z
die deutſe

„Volke“ be

ihrer radi
jershelferr
des Militc


	Hallesche Zeitung
	Jahr
	Monat
	Tag
	Nr. 148
	 - 
	-
	-
	 - 






